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DIE GRUNDLAGE UND GRUNDSATZE DES TfiR.KİSCHEN 

KOL.LEKTİVEN ARBEİTŞRECHTS. 

Doç. Dr. Nurhan Akçaylı 

Im Rahmen dieses Themas werden die Grundlage und Grund-
satze des türkisehen kollektiven Arbeitsreehts im Verleieh zum 

. deutschen Reeht behandelt und versucht Gleiehes, Ahnliehes und 
Versehiedenes ader Entgegengesetztes in türkiseher und deutsc­
her Reehtsordnung herauszusstellen. 

Die Grundlage und Grundsatze des türkisehen kollektiven 
Rechts sind nur verstandlieh, wenn man die besanderen eharak­
terischen Eigensehaften des türkisehen Rechts kennt und berüek­
siehtigt. Die beiden kennzeiehnenden Eigenschaften des türkisc· 
hen Rechts sind sein pragmatischer Charakter und seine Ableitung 
aus fremden Rechtsordnungen. 

Der pragmatisehe Charakter des türkisehen kollektiven Ar­
beitsreehts besteht darin, dass er nicht aus Theorien und Ideolo­
gien entstanden ist, sondem aus praktisehen Lebensbedürfnissıen. 
Das Wort ((pragmatiseh)) bezeiehnet. in vorliegendem Zusammen­
hang entspreehend seiner griechischen Urbedeutung die Beziehung 
z.ur Weıt der Tatsachen, zur Wirkliehkeit und eben deshalb auch 
zur politi8chen Wirkliehkeit. Das türkische Recht bezieht sich au! 

<•> Bu teblig-, 8.3.1978 tarihinde, Bursa İktisadi ve Sosyal Bllimler Fakül· 
tesi, Sosyal Siyaset Bilimine bag-ıı Endüstri İlişkileri EnstitüsünUn 
alman sendikacılar için dUzenledig-i eg-Itim seminerinden alınmıştır. 



das praktische Handeln und will dem Handeln, der Praxis dienen. 
Es will die tatsachlichen Machtverhaltnisse berücksichtigen und 
bei widerstreitenden Interessen eine praktische Lösung bieten. 

Die zweite charakteristische Besonderheit des türkisehen kol­
lektiven Arbeitsrechts ist seine Ableitung aus fremden Rechtsord­
nungen. Sie beruht auf einem Vorgang der~ Rezeption, der ver­
gleichbar ist mit der Rezeption des römischen Rechts in Deutsch­
land. Die Anlehnung des türkisehen Rechts an auslandische Ko· 
difikationen bedeutet aber, nicht die übernahme eines auslandisc· 
hen P..echtssystems oder ganzen Gesetzes oder einzelne Recht~nor­
men, sondern nur die Aufnahme rechtlichen Gedankengutes, d.h. 
die Übernahme rechtlicher Vorstellungen, Ideale und Grundge· 
danken. ...,.. 

Rechtspragmatik und Reehtsrezeption in ihrem geschilderten 
Wesensgehalt erlangen aber Lebenskraft und Volkstümlichkeit in 
der Türkei nur dann, wenn sie auf den geschiehtlich gewachsenen 
türkisehen Reehtsgrundlagen und Reehtsgrundsatzen aufbauen. 
Dementspreehend werden in der folgenden Darstellung zunö.chtst 
die Grundlagen des Friedenspflieht als Kernstück des Kollektiven 
Arbeitsreehts und zwar die gesetzliehen und historischen Grundla­
gen behandelt dann ansehliessend die Grundsatze der Friedensp­
flieht des türkisehen kollektiven Reehts. 

1) Friedenspflicht im türkisehen Recht 

a) Historische Grundlage 

Streik und Aussperrung, als Basis des kollektiven Arbeitsrechts 
waren in der Zeit zwisehen 1933 und 1945 in der Türkei und im 
deutsehen Reieh verboten, Arbeitskampfe daınit weitgehend un· 
terbunden. Das kollektive Arbeitsreeht war beseitigt, Koalition­
sreeht, Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung, Sehliehtung und Ar· 
beitskampfe waren damals im türkisehen wie im deutschen Ar· 
beitsreeht abgesehafft. in der vorausgehenden Phase, also in der 
Zeit bis 1933 waren Arbeitskattıpfe in Deutsehland erlaubt, in der 
Türkei nieht grundsatzlieh verboten. 

tm türkisehen Reehtsleben tauehte als erstes Streikverbot 
1909, ein begrenztes Streikverbot für Einsenbahn, Strassenbahn, 
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Elektrizitatswerke, Fenısprechbetrieb, Ga&-und Wasserwerke auf 
und diente hier dem Gedanken des Gemeinwohls. Darüber hinaus 
var in a!lderen Bereichen der Streik nicht · verboten. Es bestand 
hier theoretisch eine Arbeitskampfreiheit, von der aber kein Geb­
rauch gemacht wurde, weil einer autoritaren Regierung nur be­
deutungslose Gewerkschaften gegenüberstanden, deren Entwick­
lung gesetzlich einges~hrii.nkt war. Dieser Zustand dauerte bis 
1936. İn diesem Jahr wurde durch das neue Arbeitsgesetz Streik 
und Aussperrung ausdrücklich verboten (§ 72 des Arbeitsgesetz) . 
Das Verbat wurde erst durch die neue Verfassung vom 9.7.1961 
aufgehoben. 

Eine grundsatzliche Anderung ergab sich für Deutschland 
erst aus dem Verfassungsrecht der Nachkriegszeit. (1) Ebensa 
brachte die neue Vefassung in der Türkei vom 9.7.1961 eine Wen- . 
de. Diese ist in der Entwicklung des letzten Jahrzehnts für das 
türkische Arbeitsrecht nicht weniger bedeutsam als für das deut­
sche Arbeitsrecht die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 
28. Januar 1955. Die Paralelle zur geschichtlichen Entwicklung 
des deutschen Arbeitsrechts ergibt sich aus der falgenden Skizze 
des historischenı Gestaltenwandels des kollektiven Arbeitsrechts 
in der Türkei. 

Erste Phase des Gestaltenwandels: 

In der Türkei herrschte das System der abligatorischen Sch­
lichtung unter gleichzeitigem Verbot des Streik und der Aussper­
rung bis zur neuen Verfassung vom 9.7.1961. 

Der Grund dafür war die Wirtschaftsform in der Türkei. Es 
handelte sich bei diesem System darum, dass die Wirtschaft vam 
Staat gelenkt wurde, also um eine Planwirtschaft. 

Der Staat konnte die Wirtschaft nicht dem freien Spiel der 
Krii.fte aussetzen, sie sollte durch staatliche Lenkung den Arbeit­
nehmem einen bestimmten Lebensstandart gewahrleisten. Durch 
das Verbot des Streiks sollte die noch konkurrenzempfindliche 
Industrie und sonstige Wirschaft vor grösseren Unruhen geschützt 

:<U So namenıtllch aus Artlkel 29 Abs. 4 \der Verfassung von Bremm, 
Artlker 18 Abs. 3 der Verfassung von Westberlln und aus Artlkel 9 
des Grundgesetzes der Bundesrepubllk, 
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werden. Das Arbeitsgesetz vom 8.6.1936 (~setz Nr. 300) wurde 
unter dem Einfluss dieser Vorstellungen erlassen. 

Das System der obligatorischen Schlichtung der Streitigkeiten 
zwischen den Arbeitnehmern und Arbeitgebern unter gleichzeiti­
gem Verbot des Streiks hat aber im Arbeitsleben nicht den beab­
sichtigten Erfolg gehabt. 

Trotz der Nichtanerkennung des Streiksrechts und der Unter­
drückung der Arbeitnehmerorganisationen ist keine gesetzliche 
Gewahr des . erstrebten Lebensstandards erreicht worden wie der 
tatsachliche minimale Lebensstandard zeigt. 

Die Löhne bildeten sich in freiem Spiel der Krafte nach Ange­
bot und Nachfrage. Das obligatorische Schlichtungssystem konnte 
die vom Gesetzgeber bezweckte Lohnpolitik nicht durchsetzen. Die 
Schlichter beschrankten sich darauf, objektiv ungenügende Löhne 
als gerecht hinzustellen mit der Begründung, dass auch in den 
anderen Betrieben der gleiche Lohn bezahlt ıwerde. Von dem Sys­
tem einer Planwirtschaft wurde nach dessen Scheitern Abstand 
genommen. Die Wirtschaft wurde den privaten und freien Unter­
nehmern überlassen. 

Zweite Phase des Gestaltenswandels: 

Die mit der neuen Verfassung ents~andene Periode hat die 
Ara des Streiks, also die Ara der absoluten Friedenspflicht, been­
det. Das Streikrecht wurde in der Verfassung als ein subjektives 
Recht statuiert (§ 47 Verfassung vom 9.7.1961) . 

Als eine selbstverstandliche Folge der neuen Verfassung von 
1961 erscheint die Anerkennung der Aussperrung. Obwohl in der 
Verfassung über Aussperrung nichts ausdrücklich bestimmt ist, 
wird allgemein angenommen, dass dem verfassungsmassigen 
Streikrecht der Arbeitnehmer, ein Aussperrungsrecht der Arbeit­
geher entspricht. Es ist abzuleiten aus dem § 47 der Verfassung, 
der besagt; «Die Arbeiter haben Recht 'Zum Abschluss von Kollek­
tivarbeitsvertragen und das Streikrecht zum Zwecke der Wahrung 
oder Förderung ihrer wirtschaftlichen und sozialen Lage in ihrem 
Verhaltnis zum Arbeitgeber» . 

«Die Ausübung des Streiksrechts, dessen Grenze und die 
Rechte des Arbeitgebers werden durch Gesetz geregelt». 
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''Die Ausübung des Streiksrechts, dessen Grenze und die 
Rechte des Arbeitgebers werden durch Gesetz geregelt». 

Daınit ist ein Streikrecht im Rahmen des Gesetzes anerkannt. 

Nach dieser · Verfassungsbestimmung ist es notwendig gewor­
den, ein Gesetz zu erlassen. Dieses :wurde als Gesetz betr. Kollek­
tivarbeitsvertrage, Streik und Aussperrung vom 15.7.1963 (Gesetz 
Nr. 275) erlassen (abgekürzt ((TTVG>>) . 

So ergibt sich folg~ndes System für (lle Quellen des Streik­
rechts: 

ı. Verfassung vom 9.7.1961 § 47. 

2. Das Gesetz betr. Kollektivarbeitsvertrag, Streik und Auss­
perrung vom 15.7.1963 (Gesetz Nr. 275) 

3. Das Gesetz betr. Gewerkschaften vom 15.7.1963 (Gesetz 
Nr. 274) 

4. Obligationenrecht von 1926 

b) Gnınds:iitze der Friedenspfllcbt 

Als Grundsatze für die Regelung der Friedenspflicht lassen 
sich nach türkiscem Recht zwei Prinzipien herausstellen: nö.mlich 
das lntegrationsprinzip und das Suspendiei'Ungsprinzip. 

Das Integrationsprinzip, bedeutet den Grundsatz der Verbin­
dung, der Vereinigung sonst getrennter Dinge. Ohne Beachtung 
dieses Prinzips ist das kollektive türkische Recht überhaup nicht 
verstandlich, am wenigstens vom Standpunkt eines differenzierten 
Rechts, einer differenzierten Rechtsauffassung, also insbesondere 
vom Standpunkt der deutschen Rechtswissenschaft aus, deren 
vorgep~gte Einteilungen, Unterscheidungen, Aufteilungen nicht 
ohne weiteres zur Erfassung des türkisehen Rechts tauglich sind. 

Die türkische Rechtsauffassung, diesichim allgemeinen viel­
fach an westliche Vorbilder anlehnt, hat in einem sehr wichtigen 
Punkt, namlich in der Regelung der Auswirkung des Streikrechts 
auf den Einzelarbeitsvertrag, sich für das Prinzip der Integration 
entschieden. Es handelt sich ·hier um das Verhaltnls des Kollek­
tivenrechts zum Indıvidualrecht. Ob Streik und Aussperrung einen 
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:Bruch des Einzelarbeitsvertrages darstellen, hangt von diesem 
Verhaltnis ab. 

Eine scharfe Trennung zwischen Kollektivrecht und Indivi­
dualrecht ist dem türkisehen Recht vollkommen fremd. 

Der EirıZeıarbeitsvertrag war ursprüglich allein Grundlage 
aller arbeitsrechtlichen Beziehungen. 

Trotz der gesetzlichen Ermöglichung von Kollektivarbeits­
vertriigen im Obligationenrecht und im Gewerkschaftsge$etz vom 
20.2.1947, hatten diese in der Türkei bis zum Inkrafttreten des 
TTVG fast keine praktische Bedeutung. Denn das Obligationsrecht 
und das Gewerkschaftsgesetz hatten die Kollektivarbeitsvertrage 
nicht ausführlich genug geregelt und Arbeitnehmerorganisationen 
waren nicht entwickelt. So stand das Individualrecht im Vorder­
grund. Der Gesetzgeber hat dann zwar den Eriass des TTVG 
erstmalig das Kollektivrecht umfassend kodifiziert, aber zu der 
Frage der Trennung des Individualrechts und Kollektivrechts 
überhaupt hat er nicht ausdrücklich Stellung genonimen. Er ging 
jedoch stillsch(weigend von der in der Türkei herrschenden 
Meinung über die Natl..!r des Arbeitsrechts, also von dem Prinzip . 
der Integration aus. In der Türkei ist das Arbeitsrecht, · wie o ben 
gesagt wurde, nicht aus Theorien entstanden. Es sollte in erster 
Linie dem praktischen Z!lsammenleben und Zusammenwirken der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer dienen und ist nur in zweiter Linie 
von bestimmten politischen Gedanken und juristischen Lehrme­
inungen beeinflusst worden. Durch das starke Übergewicht des 
Staates, der grösster Arbeitgeber war und noch ist, hat in der 
Ordnung des Arbeitslebens das Arbeitsrecht öffentlichrechtlichen 
Charakter erlangt. In diesem integrierenden Rahmen konnte das 
Kollektivrecht und das Indıvidualrecht keine Selbstandigkeit 
gewinnen, keine Trennung erfahren. Wahrend in Deutschland 
wegen der scharfen Trennung von Kollektivrecht und Individual­
recht, deren Auswirkungen aufeinander heftig umstritten waren. 
sind in der Türkei die beiden Rechtsgebiete ineinander verflochten 
und unter der Leitordnung des öffrentlichen Rechts zweckınassig 
k oordini ert. 

Das Prinzip der Integration oder Nicht-Trennung sowie die 
öffrentlichrechtliche Natur ·des Arbeitsrechts und darnit auch des 



Kollektivarbei~srechts erkli:i.rt die Wirkung des Arbeitskampfs auf 
den Einzelarbeitsvertrag leichter : Ist der Arbeitskampf nach 
einheitlicher Rechtsordnung erlaubt, so kann die Teilnahme des 
Arbetisnehmers am Arbeitskampf nicht individual rechtswidrig 
sein und die streikjweise -Arbeüsniederlegurig ohne vorherige 
Kündigung des Arbeitsverhaltnisses keinen Bruch des Einzelarbe­
itsvertrages darstellen. Die unmittelbare Wirkung der FP auf den 
Einzelarbeitsvertrag ergibt sich aus dem TTVG, das auslandisches 

-Recht zwar übernommen, aber mit dem türkisehen Rechtssystem 
harmonisiert hat. 

Suspendierungsprinzip, bedeutet im Arbeitsrecht, ahnlich 
wie im Beamtenrecht, eine vorübergehende Befreiung ,von 'ein­
zelnen Pflicht en bei fortbestehendem Arbeitsverhii.ltnis. Dabei 
handelt es sich um die Arbeits-und Lo}?.nzahlungspflicht . .' Das 
türkische Gesetzgeber, der bei seiner Regelung vom Suspendie­
rungsgrundsatz ausgegangen ist, hat die Kontinuitat der Besc­
hrutigungsverhaltnisse wahrend der Dauer des Arbeitskampfes 
besonders betont. In der Begründung ist ausdrücklich gesagt, . 
dass der Wille der Arbeitnehmer bei der Einstellung der Arbeit auf 
deren Fortsetzung nach Erreichung des Kampfzieles oder Been­
digung des Arbeitskampfes gerichtet ist. In Berücksichtigung 
des Willens der Arbeitnehmer lasst der Gesetzgeber das Einzelar­
beitsverhaltnis fertbestehen und lasst nur die beiden Hauptpflic­
hten aus dem Einzelarbeitsverhaltnis ruben. Er geht dabei von 
dem Gedanken aus, dass ein Streik sowohl im weiteren, wie auch 
im engeren Sinn ein fortbestehendes Arbeitsverhaltnis begrifflich ' 
voraussetzt. Besteht ein Arbeitsverhaltnis nicht, dann kann von 
einer streikweisen Arbeitsniederlegung überhaupt nicht gesproc-
hen werden. Der Fertbestand des suspendierten Arbeitsverhalt­
nisses ergibt sich aus dem Gesetz insbesondere aus § 27 Ziff. 2,3 
TTVG. 

«Der Arbeitgeber darf wahrend der J?auer eines gesetzlichen 
Streiks oder einer gesetzlichen Aussperrung nicht anstelle des 
Arbeitnehmers andere Afbeitnehmer vorübergehend oder 
dauernd einstellen oder beschaftigen. 

Die Arbeitnebmer dürfen andererseits eine andere Arbeit 
nicht aufnehmen.» 
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c) Inhalt der Fıjedenspflicht 
ll'ü;i. .. . ... 
Nun in dem türkisehen Recht umstritten ist der Inhalt der 

Friedenspflicht. Ob die dem Kollektivarbeitsvertrag iınınanente 
reı.ative Friedenspflicht, vom TTVG zum Range eines absoluten 
F.nede~pflicht erhoben worden ist, ist eine noch immer heftig 
dıskutıerte und unge}öste Frage. 

§ 20 Ziff. 10 TTVG lautet kategorisch und uneingeschrankt: 
· « Wa.hrend der Dauer des Kollektivarbeitsvertges darf nicht gest­
reikt oder ausgesperrt werden.» 

Die Friedenspflicht erscheint also nach dem Gesetz nicht nur 
als eine relative, möglichezweise unausgesprochene selbstverstand­
liche Vertragsgrundlage wie in Deutsehland, wo die Friedenspflicht 
als eine relative Vertragfspflicht besteht, sondem darüber hinaus 
als eirte absolute Friedenspflicht, kraft gesetzlicher Regelung, 
deren yerletzung eine typische Gesetzesverletzung darstellt. 

Nun das türkische oberste Gericht hat in zahlreichen Fallen 
entsehieden, dass wahrend der Dauer eines Tarifvertrages der 
Abschluss eines neuen Tarifvertrages un ter Streikdrohung verlangt 
werden kann, wenn der laufende Tarifvertrag Z.B. auf Betrieb­
sebene abgeschlossen worden ist, und der neue für ein Branche 
abgeschlossen werden muss, dabei wird auch nicht beachtet, ob 
der Vertragsinhalt des laufenden Tarifvertrages geö.ndert wird. 
Also nach den Entscheidungen, kann wahrend der Dauer des 
Tarifvertrages durch Arbeitskampf eine Erhöhung der Tariflöhne 
angestrebt werden. Dies ist wie bekannt, eine Verletzung auch der 
relativen Friedenspflicht. 

So ist die sogennannte Tarifkonkurrenz, d.h. die Wirkung 
mehrerer Tarifvertrage auf das Arbeitsverhaltnis in der Türkei in 
einer ganz anderer Richtung ein echtes Problem geworden. 

Das Oberste Gericht achtet dabei nur darauf, 'ob die Regelung 
der Arbeitsverhaltnisse in den Bereich des satzungsmassigen d.h. 
fachlichen oder industriellen und raumlichen Aufgabenbereichs 
der Gewerkschaft fallen. Das rechtliche Können der Gewerkschaf· 
ten urtd der Inhalt der Friedenspflicht ist M.e in türkisehen Ge­
richtentscheidungen verwechselt worden. 
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2. Schlichtungs'wesen 

Versehieden ist im türkisehen Reeht die Sehliehtung. Im 
Gegansatz zum deutsehen Re.eht, in dem der Streik keiner gesetz­
liehen Einzelregelung unterworfen ist, so dass· es vom Willen der 
Vertragsparteien abhangt , ob ein Beilegungsverfahren im Tarif­
vertrag festgelegt worden ist, steııt das TTVG eine Verpliehtung 
zur Einhaltung des Beilegungsverfahren auf, dessen Durehführung 
dureh die Friedenspflieht gesiehert ist. Also Sehliehtungsstellen 
dienen zum Zweeke, den Arbeitskampf nieht risikolos zu machen. 
Dieses Verfahren ist im deutsehen Reeht ahnlieh den Einigungs­
und Vermittlungsstellen in der Betriebsverfassung. 

3. Solidaritatsbeitrag 

Eine grundsatzliehe Versehiedenheit irri türkisehen kollektiven 
Reeht im Gegensatz zum deutsehen Reeht ist der Solidarit.ats­
beitrag. 

Bekanntlieh können die Taritpartein grundsatzlich Normen 
nur für Ihre Mitglieder aufstellen. Gegenüber Niehtmitgliedern, 
also Niehtorganisierten Arbeitnehmern haben sie keine Rechtset­
zungsgewalt. Dies ist iıh deutschen Reeht ein anerkanntes Prizip. 
Daher können in Deutschland die Gewerksehaften keine «Solidari­
tatsbeitrageıı festsetzen. Naeh der herrsehen Meinung in Deustland 
ist der Solidaritatsbeit rag aueh eine Verletzung der negativen 
Koalitionsfreiheit: · 

Im türkisehen Reeht dagegen ist Solidaritatsbeitrag gesetz­
lich geregelt und wenn nieht in dem Masse der Friedenspflicht, 
ein reehtliehes Problem geworden. -

Naeh dem türkisehen Reeht, müssen die niehtorganisierten 
Arbeitnehmer, wenn sie wollen, dass der Tarifvertrag auch Ihnen 
zugute kommen soll, monatlieh einen Solidaritatsbeitrag zahlen 
und noch die Zustimmung der Vertragspartei erhalten. Also die 
Vertragspartei d.h. die Gewerksehaft kann Ihre Zustimmung 
entziehen. Es hangt nicht von dem Willen der Arbeitgeber ab, ob 
der Tarifvertrag mit oder ohne Solidaritatsbeitrag alle seine 
Arbeiter erfasst. 

Ausserdem darf die Vertragspartei bestimmen, in ıwelcher 

weise der Solidaritatsbeit rag zu entriehten ist. Dies ist in der 
türkei das Check -off System. 
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4. Beteiligunsrechte 

Ein vierter Punk, im türkisehen Recht der von der Orundiage 
des deutschen Kollektiven Rechts abweicht, sind die Beteiligung­
srechte der Arbeitnehmer auf der Betriebsebene und Unterneh­
mensebene. ~ r: -~r~ml 

Die Art und Form der Beteiligung der Arbeitnehmer an den 
Entscheidungen auf Betriebsebene (im Betrieb) ist in der Türkei 
gesetzlich nicht geregelt worden. In der Praxis aber wurde diese 
Art der Beteiligungsrechte durch Tarifvertriige gewahrleistet. Die 
Beteiligung oder Mitwirkung der Arbeitnehmer im Betri.eb auf 
Grund der Tarifvertrage wird für die Arbeitnehmer von ihr 
gewahlten ader von ihr oder von Gewerkschaft beauftragten 
Vertretern ausgeübt. Ein Betriebsrat im Sinne des deutschen Bet­
riebsverfassungsrechts ist in der Türkei unbekannt. Der Zweck 
dieser Beteiligungsrechte ist an erster Stelle di_e Gewahrung eines 
verstarkten Kündigungsschutzes. Also über . diese konkreten Sc­

·ımtz-und Sicherungsfunktionen der Beteiligungsrechte hinaus 
liegt eine tiefere, soziale und-wirtschaftliche Bedeutung wie ccGle­
ichberechtigung von Kapital und Arbeitıı diesem Gedanken nicht 
zugrunde. Das ist aber verstandlich aus deni Gesichtspunkt heraus, 
da es in der Türkei kein Küngungsschuztgesetz gibt. Zwar sind 
im Arbeitsgesetzbuch einzelne Paragraphen über Kündigungssc­
huzt der Arbeitnehmer- scharfe Strafen gegen die Ausnüzung des 
Kündigungsrecht des Arbeitsgebers vorgesehen worden. Aber der 
eigentliche Kündigunsschuzt wird durch Tarifvertrag gesichert. 
Auf der anderen Seite einen echten Kündigungsschuzt in der 
türkisehen Praxis geniessen nicht ane Arbeiter sondem nur die 
sogenanten Arbeit~r-und Gewerkschaftsvertreter, deren Zahl sich 
nach der Anzahl der Beschaftigten ini Betrieb andert und deren 
Amtsperiode regelmassig mit Ablauf des Tarifvertrags endet. 
Zusammenfassend, eine abgestufte Beteilung der Arbeiter an den 
Entscheidungen der Betirebsleitung existiert in der Türkei nicht. 
Die Betriebe werden in der Türkei immer noch einseitig von Ar­
beitgeber geführt. 

Neben dem Nichtbestehen der Beteiligungsrechte der Arbeit ­
nehmer im Betrieb, besteht jedoch ein echtes Mitbestimmungsrecht 
laut Gesetz Nr. 440 in manchen Betrieben in der Türkei. Das 
Gesetz bezieht sich au die . Staatsunternehmen mit mehr als 
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10.000 Arbeitnehmern. Diese sind eehte Aktiengeselsehaften, 
deren Aktieninhaber der Staat ist und die zweekmassig zum Ge­
meinewohle 'oi:-ientiert sind. Die Arbeiter, die in diesen Unterneh-

' men arbeiten, haben das Reeht zur Entsendung eines Vertreters 
in den Vorstand der Gesellsehaft . Jedoeh eine Beteiligung im 
Aufsiehtsrat steht den Arbeitnehmern nieht zu. Diese Art der 
Reprasentation entsprieht sehematiseh mehr dem Vertretungsor­
gan des Arbeitsdirektors im dentsehen Reeht. Der Arbeitnehmer­
vertreter im Vorstand ist zwar gleiehbereehtigtes Vorstandsmitg­
lied neben den anderen Vorstandsmitgliedern, aber er hat nur 
e in Stimme. Es. i st deswegen nieht zu verkennen, dass die Rolle 
des Arbeitervertretes im Vorstand seitens des Managements keine 
Wirksamkeit an die Entseheidungen hat. Die Arbeiter 'Werden in 
dem Vorsta.nd dieser Gesellsehaften nur reprŞ.sentiert. 

5) Der Aufbau der Gewerkschaften 

Ein fünfter Punkt, der für das türkisehe Kollektivarbeitsreeht 
von Bedeutung ist, ist der Aufbau der türkisehen Gewerksehaften. 
Dieser ist gesetzlieh naeh dentsehem Model, also von oben naeh 
unten geregelt. Der gesetzmassige Aufbau der Gewerksehaften ist 
nieht als faehliehe und betriebs-ebene Organisation geregelt 
worden, s·ondern als Industrieverband. Die Entwieklung folgte 
aber in der Praxis nicht dieser Riehtung. Das Industrieverbands­
prinzip scheiterte in dem Praxis. In der Praxis entwickelten sieh 
die Gewerksehaften naeh dem Prinzip «ein Betrieb, eine Gewerk­
sehaftıı . ·· · • 

Infolgedessen etstanden so viele Gewerksehaften, dass man 
in der Türkei oft von einer Inflation von Gewerksehaften redete. 
Die Belegsehaften der einzelnen Betriebe haben jeweils eine eigene 
Gewerksehaft erriehtet -und die Tarifvertrage auf dieser Ebene 
abgesehlossen. Es handelt sich nieht um «<ndustrieverbandeıı 

sondern um <cBetriebsverbanden. 

263 


